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Die Rede von Dr. Dr. Rainer Rahn 
auf dem Bundesparteitag der AfD in Augsburg am 1. Juli 2018 
2018 ist ein wichtiges Jahr für uns. Im Frühjahr wurde unsere Partei 5 Jahre alt, wir sitzen im Bundestag und in 14 von 16 Landtagen und Ende Oktober werden wir voraussichtlich in sämtlichen Landtagen vertreten sein.

Und deshalb liegen bei unseren Gegnern die Nerven blank. Die CSU-Abgeordnete Weber sagte kürzlich „Die Typen, die in der AfD Verantwortung tragen, sind nicht gut für unser Land“. Wer, wenn nicht wir soll denn dann gut für unser Land sein ? Merkel und Kauder vielleicht, die Dilettanten Schulz und Nahles oder etwa das Studienabbrecherinnen- Duo Claudia Roth und Karin Göring-Eckhard. Wenn jemand in diesem Land Verantwortung tragen kann, dann sind wir das.

Der SPD-Vize Stegner ruft zu Gewalt gegen AfD-Vertreter auf, was von der kriminellen Antifa bereitwillig befolgt wird. Derselbe Stegner stellte vor kurzem fest „die AfD ist das Gegenteil der SPD“. Da hat er ausnahmsweise Recht: die SPD hat eine grosse Vergangenheit, aber keine Zukunft – bei der AfD ist es genau umgekehrt.

Der Grüne Cem Özdemir bezeichnet die AfD-Vertreter als Rassisten. Dieser Begriff wird inzwischen inflationär gebraucht. In meiner Heimatstadt Frankfurt ist man bereits Rassist, wenn man sich ein Zigeunerschnitzel bestellt, seine Aspirin in der Mohren-Apotheke kauft oder die Musik von Ernst Neger hört. Die Älteren kennen das alle: „Humba humba täterä“ – der Karnevals-Klassiker von Ernst Neger, dem singenden Dachdecker aus Mainz. Mit diesem Namen dürfte der heute nicht mehr im ZDF auftreten.

Es sind aber nicht nur die Parteien, die gegen uns hetzen, sondern auch Organisationen wie etwa der DGB Hessen. Der hat kürzlich eine Initiative gegründet mit der Bezeichnung „keine AfD in den hessischen Landtag“. Diese Initiative schreibt zum Beispiel „die AfD spricht Muslimen das Recht auf freie Religionsausübung ab“. Das ist nicht ganz falsch, aber man muss sich an dieser Stelle fragen: wie sieht es denn aus, wenn Muslime ihre Religion frei ausüben können ? Hier hilft ein Blick in ein islam Land, zum Beispiel Saudi-Arabien. Zu Saudi-Arabien hat das Auswärtige Amt eine Reisewarnung herausgegeben. Dort ist zu lesen: „das saudi-arabische Strafrecht beruht auf der islamischen Scharia mit Prügel- und sonstigen Körperstrafen bis hin zu Amputationen. Homosexuelle Handlungen werden mit Freiheitsentzug und/oder Stockschlägen bestraft, gegebenenfalls kann auch die Todesstrafe verhängt werden“. Die Todesstrafe gibt es in Saudi-Arabien auch für Gotteslästerung und Beleidigung des Islam. Im Iran – ebenfalls ein islamisches Land – werden Ehebrecherinnen gesteinigt und Homosexuelle an Baukränen aufgehängt. So sieht es aus, wenn Muslime das Recht auf freie Religionsausübung in Anspruch nehmen. Und offensichtlich hat der DGB ein Problem damit, dass wir diese Form der freien Religionsausübung ablehnen.
Der Ausübung einer Religion, die von Zuwanderern importiert wird – genauso wie deren Kultur, die von vielen als Bereicherung angesehen wird, weil – so die ehem Integrationsbeauftragte der Bundesreg Özoguz – eine spezifisch deutsche Kultur nicht identifizierbar ist. Als Türkin kann sie das besonders gut beurteilen, denn die Türkei gilt als grosse Kulturnation mit vielen kultuerellen Errungenschaften. Für Kultur gibt es verschiedene Indikatoren, etwa den Nobelpreis. Seit 1901 gab es genau 2 türkische Nobelpreisträger, im selben Zeitraum aber 98 deutsche – und kein einziger von ihnen hatte einen Migrationshintergrund.
Aber für die Bundesregierung ist Kultur nicht mehr Wissenschaft und Kunst, Technik und Innovation, sondern Vielfalt und Buntheit. Denn – so Frau Özoguz – „Kultur in D ist das Ergebnis einer vielfältigen und bunten Migration“. Und wie dieses Ergebnis aussieht, kann man jeden Tag in den Zeitungen lesen. Ich zitiere hierzu einige Überschriften aus den letzten Monaten, wobei ich mich auf die unblutigen beschränke:
„kein Schweinefleisch in Kitas“ 

„Muslime fordern Frauenschwimmzeiten“ 

„Muslime fordern Gebetsräume“ 

„Muslime wehren sich gegen Sargpflicht“ 

„Syrer mit 4 Frauen und 23 Kindern erhält monatlich 30.000 €“
„Özoguz warnt vor Verbot der Kinderehen“ 

„Eskalation bei Autokorsos türkischer Hochzeiten“
„Gerichtsstreit weg Beschneidungsfeier an Karfreitag“
„Verwaltungs-Gericht akzeptiert Polygamie von Moslem“
„junge Flüchtlinge tyrannisieren Mannheim“
„Sozialbetrug durch Flüchtling mit 13 versch Identitäten“
„antisemitische Vorfälle an Schulen“
„Kurden-Konfikt erreicht Deutschland“
Solche und ähnliche Schlagzeilen kann man jeden Tag in irgendeiner Zeitung lesen und jede einzelne dieser Schlagzeilen ist ein Zeichen für Vielfalt, Buntheit und kulturelle Bereicherung. Die Grünen-Politikerin Göring-Eckhard hat diese Entwicklung vorhergesehen, als sie vor zweieinhalb Jahren sagte: „unser Land wird sich ändern, und zwar drastisch – und ich freue mich drauf“. Sie hat Recht behalten, unser Land hat sich verändert. Aber ein Grund zur Freude ist das nicht. Im Gegenteil: diese Änderung bedeutet nichts weniger als die Zerstörung unserer Kultur und unserer Rechtsordnung. Das Oberlandesgericht Koblenz hat in einem Beschluss hierzu festgestellt: „die rechtsstaatliche Ordnung in der Bundesrepublik ist seit rund eineinhalb Jahren außer Kraft gesetzt“. Und der ehemalige Präsident des Bundesverfassungsgerichts hat dazu konstatiert: „das Asylrecht wird zweckentfremdet als Türöffner für eine illegale Einwanderung“.
Eine Einwanderung, die seit 2015 den Stand von mindestens 1,5 Millionen Personen erreicht hat. Niemand kennt die genaue Zahl, niemand weiss genau, wer hier ist. Weil jeder völlig unkontrolliert einreisen kann, ohne jeden Nachweis der Identität, ohne Nachweis des Alters. Aber viele angeblich minderjährig, um das Privileg des UMA-Status und des Jugendstrafrechts in Anspruch nehmen zu können. Und selbst für Schwerverbrecher ist die med Altersbestimmung angeblich nicht zumutbar – so der Ärztekammer-Präsident und Merkel-Freund Montgomery.
Und so ist Deutschland nicht nur Export-Weltmeister, sondern inzwischen auch Import-Weltmeister: Import von fremden Kulturen, Terror und Kriminalität. Kriminalität, die häufig nicht einmal verfolgt wird wie Drogenhandel, Diebstahl, Körperverletzung und Clankriminalität.
Inzwischen sind zahlreiche Opfer dieser Einwanderung von Kriminellen zu beklagen: Opfer in der eigenen Familie wie die Frau, die von ihrem Ehemann auf offener Strasse angezündet wurde oder die, die von ihrem Ehemann hinter dem Auto hergeschleift wurde oder die zahlreichen Opfer von sogenannten Ehrenmorden.
Betroffen ist aber auch die einheimische Bevölkerung. ich nenne hier nur die Fälle von Regensburg, Freiburg, Kandel und aktuell Wiesbaden. Frauen ermordert von angeblich Schutzsuchenden, alle angeblich minderjährig, alle bereits polizeibekannt wegen verschiedener Delikte und die trotz optimaler Integrationsbedingungen zu Multikriminellen werden; die aber nach der Tat nicht einmal verstehen, warum sie vor Gericht gestellt werden, denn – so einer der Täter über sein Opfer – „es war doch nur eine Frau“.

Nicht zu vergessen der Terroranschlag auf dem Weihnachtsmarkt in Berlin mit 55 Verletzten und 12 Toten, deren schwer traumatisierte Hinterbliebene von der Bundesregierung eine Rente von 140 € erhalten, während der Leibwächter des Massenmörders Bin Laden von derselben Bundesreg 1.200 € bekommt.
Vor wenigen Tagen wurde in Ottobrunn eine Notärztin im Einsatz mit einer Glasflasche schwer verletzt. Ergebnis: Schädel-Hirn-Trauma, Kieferfraktur, Schnittverletzungen im Gesicht. Der Täter: ein Flüchtling aus Eritrea, illegal hier – und natürlich auch er polizeibekannt weg diverser Körperveletzungsdelikte. Er erklärt sein Verhalten damit, dass er das Rettungsfahrzeug irrtümlich für ein Polizeifahrzeug gehalten hat. Dass in Deutschland Gewalt gegen Polizei genauso verboten ist wie Gewalt gegen Rettungskräfte, hat ihm im Integrationskurs offensichtlich niemand verraten. Der bayerische Innenmin kündigte an, eine rasche Abschiebung des Täters prüfen zu wollen. Das Ergebnis dieser Prüfung kennen wir: abgeschoben wird der Täter nicht – und rasch sowieso nicht.
Denn alle Illegalen die nach Deutschland kommen, können auf Dauer bleiben. Auch wenn sie kriminell sind und unabhängig davon, wie das Asylverfahren ausgeht. Auch wer abgelehnt wird, erhält ein Bleiberecht und wenn nicht, wird er dennoch nicht abgeschoben, weil es jede Menge Abschiebungshindernisse gibt: kein Pass; Identität ungeklärt; das Heimatland verweigert Rücknahme; Klage gegen den Ablehnungsbescheid; oder ein laufendes Strafverfahren. Nicht einmal Schwerkriminelle werden abgeschoben, weil ihnen im Heimatland angeblich eine Bestrafung drohen könnte.
Und wenn dann doch einmal ein Illegaler abgeschoben werden soll, gelingt das nicht, weil sich die übrigen Schutzsuchenden mit dem Abzuschiebenden solidarisieren und die Polizei in die Flucht schlagen. Wie kürzlich in Ellwangen, wo es die Polizeibeamten nicht schafften, einen einzigen abgelehnten Asylbewerber abzuschieben. Kosten der erfolglosen Aktion für den Steuerzahler: 360.000 €.

Und wer tatsächlich abgeschoben wird, kann ungehindert zurückkommen. Wie vor einigen Wochen ein Nigerianer. Die BILD titelte dazu: „Deutschlands absurdester Asyl-Fall: Polizisten angegriffen, abgeschoben, Einreisesperre – wieder da“. Und auch er natürlich auf Dauer vollversorgt vom deutschen Steuerzahler.
Das alles ist organisiertes Staatsversagen – Staatsversagen auf allen Ebenen, von der Bundeskanzlerin über die Ministerien und die Länder bis in die einzelnen Behörden. Zum Beispiel das BAMF, die Ausländerbehörden oder die Jugendämter, die offensichtlich Erwachsene als Minderjährige einstufen; oder Sicherheitsbehörden, die sogegannte Gefährder monatelang beobachten, aber erst dann eingreifen, wenn es zu spät ist.
Die Bundeskanzlerin behauptet dagegen, sie hätte in der Flüchtlingskrise verantwortungsvoll und rechtmässig gehandelt. Das Gegenteil ist der Fall: das ist höchst verantwortungslos und wohl auch kriminell. Diese Kanzlerin gehört nicht auf die Regierungsbank, sondern auf die Anklagebank.
Nach dem Mord in Wiesbaden sagte der hessische Ministerpräsident Bouffier in einem Interview: „Es kommt jetzt darauf an, das Vertrauen in die Handlungsfähigkeit wiederherzustellen“. Dieser Satz offenbart unfreiwillig, um was es der CDU geht. Es geht ihr nicht um die Handlungsfähigkeit, sondern um die Wiederherstellung des Vertrauens. Die Bevölkerung soll weiterhin glauben, die Regierung sei handlungsfähig, obwohl sie das längst nicht mehr nicht ist. Auch hier zeigt sich ein völliges Staatsversagen – verursacht durch die CDU. Die Abkürzung CDU steht heute für Chaos durch Unfähigkeit.
Für die Kanzlerin ist diese Entwicklung alternativlos, denn sie sagt, sie wüsste nicht was sie hätte anders machen sollen. Ich wüsste es schon – und Sie wissen es auch. Wir, die Bürger dieses Landes wollen es nicht länger hinnehmen, dass die Bundeskanzlerin die Grundlagen unserer Demokratie zerstört und dass sie unsere Grundwerte, die über Jahrhunderte entstanden sind, von heute auf morgen vernichtet.
Und dass sie einen völlig anderen Staat errichten will; einen Staat, den wir uns leicht vorstellen können, wenn wir uns die Äußerung des Bundestagspräsidenten ansehen, der vor einigen Monaten sagte: „der Rest der Bevölkerung muss akzeptieren, dass es in Deutschland einen wachsenden Anteil von Muslimen gibt“ 

Nein, das müssen wir eben nicht akzeptieren. Wir müssen es nicht hinnehmen, ständig mit Regeln fremder Kulturen konfrontiert zu werden. Und wir müssen es auch nicht akzeptieren, dass – wie die Kanzlerin sagt – die Zahl der Straftaten bei jugendlichen Migranten besonders hoch ist.
Als hätte er diese Entwicklung vorausgesehen, hat Goethe bereits vor 200 Jahren geschrieben: „Wer sich den Gesetzen nicht fügen will, muß die Gegend verlassen, wo sie gelten“.Recht hat er – wir erheben den Anspruch, nach unseren Regeln leben, denn alle Staatsgewalt geht von uns – dem Volk – aus. Und für die Interessen dieses Volkes setzen wir uns ein. Nicht für die, die zufällig gerade hier sind, sondern für die, die schon länger hier leben.
Das sind die, die dieses Land mit aufgebaut und gestaltet haben, die eine Beziehung zu diesem Land haben, die dieses Land als ihre Heimat betrachten, die dessen Kultur zu schätzen wissen und die zu unseren Werten stehen. Werte, die sich über Generationen entwickelt haben und für die unsere Vorfahren gekämpft haben. Werte, die man früher als die deutschen Tugenden bezeichnete, wie: Bescheidenheit, Ehrlichkeit, Gerechtigkeitssinn, Fleiß, Gewissenhaftigkeit und Ordnungssinn. Für diese Werte stehen wir.
Wir stehen für unsere Tradition und Kultur, einer Kultur die mit großen Namen verbunden ist wie: Goethe und Schiller, Bach und Beethoven, Holbein und Dürer, Neumann und Schinkel, Kepler und Gauss, Röntgen und Einstein, Siemens und Bosch, Daimler und Benz.
Personen, die Großes geleistet und bleibende kulturelle Werte geschaffen haben – Werte, die einzigartig und kennzeichnend sind für unser Land und die unsere Kultur wesentlich bestimmen; eine Kultur, die wir nicht aufgeben, weil sie identitätsstiftend ist für unser Land.
Denn: „Integration setzt nicht nur Gesetzestreue und das Respektieren der Grundlagen des Zusammenlebens voraus, sondern auch das Akzeptieren der Traditionen und Wertvorstellungen in unserer Gesellschaft“ – so steht es im CDU-Wahlprogramm von 2002. Und im selben Programm ist zu lesen: „Zusammengehörigkeitsgefühl und ein aufgeklärter Patriotismus, also ein positives Verhältnis zur Nation, sind eine Grundlage, auf die für die gemeinsame Gestaltung einer guten Zukunft nicht verzichtet werden kann“. Besser kann man es nicht formulieren.
Wir – die AfD in Hessen – treten an für den Erhalt der Identität unseres Landes, für Rechtsstaatlichkeit und Ordnung, für Widerherstellung der Sicherheit, für konseqente Anwendung geltender Gesetze für alle – ohne Ausnahmen und ohne Kulturbonus; für ein leistungsorientiertes Bildungssystem ohne Gender-Ideologie, ohne Päderasten-Pädagogik und ohne Islam-Unterricht.
Wir stehen für ein friedliches Zusammenleben auf sicherer Grundlage und nicht für ein Land in dem – so die Bundesregierung - das Zusammenleben täglich neu ausgehandelt werden muss wie auf einem orientalischen Basar. Dafür treten wir an in Hessen – für ein Land in dem man wirklich gut und gerne leben kann.
